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1. Satzung vom 24. November 2016 zur 8. Änderung der Hauptsatzung der Stadt 
Kalkar 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV NRW S. 496), hat der Rat der 
Stadt Kalkar in seiner Sitzung am 03.11.2016 mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder 
des Rates folgende Satzung zur 8. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in 
der Fassung der letzten Änderung vom 06.05.2015, beschlossen: 
 

Art. I 

§ 1 - Name, Bezeichnung und Gebiet - wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

Die bisherigen Gemeinden sind Stadtteile der Stadt und führen neben dem Namen der Stadt ihre 
bisherigen Namen als Stadtteilbezeichnungen weiter, soweit durch Rechtsvorschriften nichts ande-
res vorgeschrieben ist. Die Stadtteilbezeichnung für Grieth lautet: „Grieth am Rhein“. 

 
2. Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Für die Bezeichnung in Personenstandsbüchern und -urkunden werden für die Stadt Kalkar die in 
Abs.1 genannten Stadtteile als Stadtteilbezeichnungen festgelegt; für Grieth gilt die Stadtteil-
bezeichnung „Grieth am Rhein“.  

 
Art. II 

Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung zur 8. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Kalkar wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Kalkar vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Kalkar, den 24. November 2016 
 
Dr. Britta Schulz 

Bürgermeisterin 
 
 

2. Tagesordnung der Ratssitzung am 15. Dezember 2016 

 
Am Donnerstag, dem 15. Dezember 2016, 18.00 Uhr, findet im großen Sitzungssaal des Rathauses 
in Kalkar eine Sitzung des Rates der Stadt Kalkar mit folgender Tagesordnung statt: 
 
I. Öffentlicher Teil 
 

1. Einwohnerfragen   
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2. Einwendung gegen die Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt Kalkar vom 
03.11.2016 
 

3. Ersatzwahlen zu den Fachausschüssen des Rates 
 

4. Ersatzbestellung von Vertretern in Gremien/Organe juristischer Personen oder Personen-
vereinigungen  
• Beirat der „Freizeitpark Wisseler See GmbH“ 
 

5. Feststellung Jahresabschluss 2015 der Stadt Kalkar und Entlastung der Bürgermeisterin  
 

6. Wirtschaftsplan 2017 Sondervermögen Abwassersammlung Stadt Kalkar 
 

7. Zustimmung zu außerplanmäßigen Aufwendungen nach § 83 Abs. 2 GO NRW 
• Konzessionsabgaben - Strom-Endabrechnung 2014 
 

8. Gesetzliche Neuregelung der Umsatzbesteuerung der juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts - § 2b Umsatzsteuergesetz (UStG)  
 

9. Satzung zur 15. Änderung der Satzung über die Deckung des Niersverbandsbeitrages in der 
Stadt Kalkar  
 

10. Satzung zur 26. Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallent-
sorgung in der Stadt Kalkar 
 

11. Satzung zur 12. Änderung der Gebührensatzung für die Entsorgung von Grundstücks-
entwässerungsanlagen der Stadt Kalkar  
 

12. Satzung zur 27. Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren - Straßenreinigungs- und Gebührensatzung -  
 

13. Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für die Gemeindesteuern der Stadt Kalkar 
(Hebesatzsatzung)  
 

14. 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 077 - Bahnhofstraße West, II. Abschnitt  
• Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 13a BauGB 
• Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 

BauGB 
• Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger  

öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

15. 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 059 - Gewerbepark Kehrum - 
• Beschluss über die vorgebrachten Anregungen im Rahmen der Beteiligung der  

Öffentlichkeit sowie der Behörden gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
• Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 

BauGB 
• Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger  

öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

16. Aufwandsentschädigungen für den Leiter der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Kalkar sowie sei-
ner Stellvertreter 
 

17. REGIONALE-Bewerbung: NiederRheinLande 2022  
• Sachstandsbericht 
 

18. Moderierte Veranstaltung zum Thema „Bürgerbeteiligung in der Stadt Kalkar“  
• Festlegung der weiteren Vorgehensweise 
 

19. Einführung eines Bürgerbusses im Stadtgebiet Kalkar  
• Antrag der Fraktion Forum Kalkar vom 13.10.2016 
 

20. Mitteilungen   
 

21. Fragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung   
 

22. Einwohnerfragen   
 

II. Nichtöffentlicher Teil 
 

23. Veräußerung des Ferien- und Campingparks Wisseler See  
  

24. Mitteilungen   
  

25. Fragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung   
 
Kalkar, den 1. Dezember 2016   
   
Dr. Schulz   

Bürgermeisterin   
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3. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über 
die 20. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 006 - Schwanenhorst - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 03.11.2016 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 
(GV NRW S. 496), die 20. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 006 - Schwanenhorst - als Satzung be-
schlossen. 
 
Zielstellung ist die Änderung von überbaubaren Grundstücksflächen auf den Flurstücken Gemarkung 
Kalkar, Flur 18, Flurstücke 15, 16, 17 und 93 zur besonderen Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse 
der Bevölkerung. 
 
In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans dargestellt: 

 

 
 

                                Räumlicher Geltungsbereich der 20. Änderung 
 
 

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 006  
- Schwanenhorst - 

 
 
Hinweis über die Möglichkeit zur Einsichtnahme in die 20. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 006 - Schwanenhorst - 
 
Vom Tag des Erscheinens dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kalkar wird die 20. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 006 - Schwanenhorst - mit der Begründung sowie den bei der Planung 
zugrunde liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften) 
bei der  
 

Stadt Kalkar - Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt - 
Markt 20, Verwaltungsneubau,  

47546 Kalkar, 

während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird dort auf Ver-
langen Auskunft gegeben. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Ände-
rung der Bekanntmachungsverordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsat-
zung der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 06.05.2015, werden 
die 20. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 006 - Schwanenhorst - sowie die gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB im Rahmen der Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden nach 
§ 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen  

1. Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche nach dem Baugesetzbuch (BauGB)  

1.1 Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die  
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

 

1.2 Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die unter Pkt. 1.1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.  

 
2. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von 

Mängeln der Abwägung nach dem Baugesetzbuch  
 

Unbeachtlich werden  

2.1 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 

2.2 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

 

2.3 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 GO NRW  
 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
digung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren  
wurde nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Kalkar, den 01.12.2016 
 
Dr. Britta Schulz 

Bürgermeisterin 
 
 


